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Zusammenfassende Erklärung für den Bebauungsplans Nr. 3 „Solar-
park Arpsdorf“ 
Diese zusammenfassende Erklärung gibt gemäß § 10a Abs. 1 BauGB eine Übersicht über die Art und 
Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange und der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behör-
denbeteiligung im Bebauungsplanverfahren. Außerdem wird erläutert, aus welchen Gründen der Be- 
bauungsplan (B-Plan) nach der Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

1. Berücksichtigung der Umweltbelange im Bebauungsplan 

Der Umweltbericht überprüfte die Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch, Tiere, Pflanzen und bi-
ologische Vielfalt, Boden, Fläche, Wasser, Luft und Klima, Landschafts- und Ortsbildbild, Kulturgüter  
und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes.   

Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, die mit der Bebau-
ungsplanung vorbereitet werden, sind Versiegelungen, die zum Verlust von Bodenfunktionen führen, 
und die Überdachung der Flächen unter den Modulen zu nennen sowie Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes. Die Eingriffe wurden ermittelt und bilanziert. 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich der nachteiligen Umwelt-
auswirkungen sind im B-Plan festgesetzt: 

 Begrenzung der überdachten Fläche und der Bodenversiegelung durch Festlegung der Grundflä-
che (GRZ 0,7) 

 Festsetzungen zur Höhenbeschränkung der Anlagen zur Vermeidung von optischen Störungen 
des Landschafts- und Ortsbildes, 

 Entwicklung der unversiegelten Bereiche der PV-Anlage zu extensiv bewirtschaftetem Grünland, 
 Reduzierung der erforderlichen Versiegelungen auf ein Mindestmaß durch Verankerung der So-

larmodule ohne Fundamente oder mit nur punktuellen Fundamenten an den Rammpfosten so-
wie durch die Anlage von Wegen in ausschließlich offenporiger Bauweise.  

 Reduzierung der erforderlichen Versiegelungen auf ein Mindestmaß durch Verankerung der So-
larmodule ohne Fundamente oder mit nur punktuellen Fundamenten an den Rammpfosten so-
wie durch die Anlage von Wegen in ausschließlich offenporiger Bauweise.  

 Festsetzung eines 30 m breiten Waldabstandes zum Schutz des Waldes und der Verbundachse 
des Schutzgebiets- und Biotopverbundsystems 

 Freihaltung von Freiflächen für Großsäuger entlang von Gehölzen und Waldrändern durch Ab-
stände der Einfriedungen des Solarparks sowie Gewährleistung der Durchgängigkeit des Solar-
parks für Kleintiere durch Mindestabstände der Zaununterkanten vom Boden, 

 Freihalten eines mindestens 40 m breiten Wildtierkorridors, um die Barrierewirkung des Solar-
parks zu minimieren 

 Herstellung und Erhaltung von kleinräumigen Habitatstrukturen (Totholz- und Lesesteinhaufen) 
zur Steigerung der Artenvielfalt 

 Ausgleich der verursachten Eingriffe vollständig innerhalb des Plangebietes über die Entwicklung 
von Extensivgrünland innerhalb der festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur 
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Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, mit Überkompensation (Kompensations-
bedarf: 9.244 m², Kompensationsumfang: 21.128 m² zuzüglich 95 lfd. Meter Knickanpflanzung). 

 Der Ausgleich wird durch Erhaltung und Anrechnung der zugeordneten Ausgleichsflächen des 
geltenden Planrechts des Bebauungsplanes Nr. 7 sowie durch externe Ausgleichsmaßnahmen in 
Form einer extensiven Wiese bzw. Ruderalflur (A1), offener Ackerbiotope unter Beanspruchung 
des Kompensationsflächenkatasters (A2, A3 und A6), Weidewirtschaft Moor ohne Düngung für 
den Vertragsnaturschutz Schleswig-Holstein (A4), Extensivgrünland (A5) sowie die Wiederher-
stellung und Neuanlage von Knicks und Feldhecken geleistet. 

Der Planung liegt ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag bei. Aus der artenschutzrechtlichen Konflikt-
analyse sehen die Verfasser keine jetzt erkennbaren Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG der Pla-
nung. 

2. Berücksichtigung der Ergebnisse der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung  

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens sind Stellungnahmen der Behörden und der Öffentlichkeit ein- 
gegangen. Zu folgenden Themen wurde im Wesentlichen Stellung genommen. 

 Standortalternativenprüfung 
 Knickschutz 
 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, 
 Brutvögel 
 Saatmischungen 
 Bodenabstand der Zaununterkante für Kleintiere 
 Kompensationsmaßnahmen 
 Schutz von Verbandsgewässern 
 Grundwasserschutz 
 Bodenschutz 
 Sicherheit des Eisenbahnbetriebs 
 Blendwirkung 
 Hochspannungsleitungen und Schutzstreifen 
 Beeinflussung von Richtfunkstrecken, Radaren und Funkmessstellen 
 Waldgrenze und Waldabstand 
 Maßnahmen zur verkehrlichen Erschließung 

Hierunter waren Anregungen und Hinweise, die in den B-Plan oder die Begründung aufgenommen 
wurden, bzw. aufgrund derer eine redaktionelle Anpassung der Unterlagen erfolgte. Andere Einwen- 
dungen konnten auf der Grundlage von gutachterlichen Stellungnahmen begründet entkräftet wer-
den. Die detaillierte Beschreibung über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen ist dem Ab-
wägungspapier zu entnehmen. 

3. Aufstellung des B-Plans nach Abwägung der möglichen Planungsalternativen 

Die Gemeinde hat ein Standortkonzept aufgestellt, in dem Kriterien für die Standortauswahl diskutiert 
werden. Dort erfolgte ebenfalls eine Diskussion über Standortalternativen. Das Standortkonzept hat 
die Flächen, die dem Bebauungsplan zugrunde liegen ausgewählt. 
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Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des B-Plans sind das Ergebnis der Abwägung der ein-
zelnen Belange untereinander. Städtebauliche und stadtentwicklungsrelevante Belange sprechen für 
die getroffenen Festsetzungen des B-Plans.  
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